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Energiegesetz 
(EnG) 

Änderung vom … 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom …1, 
beschliesst: 

I 
Das Energiegesetz vom 30. September 20162 wird wie folgt geändert: 

Gliederungstitel vor Art. 1 
1. Kapitel: Zweck, Ziele, Richtwerte und Grundsätze

Art. 2 Ziele für den Ausbau der Elektrizität aus erneuerbaren Energien 
1 Die Produktion von Elektrizität aus erneuerbaren Energien, ausgenommen aus Was-
serkraft, hat im Jahr 2035 mindestens 11 400 GWh und im Jahr 2050 mindestens 
24 200 GWh zu betragen. 
2 Die Produktion von Elektrizität aus Wasserkraft hat im Jahr 2035 mindestens 
37 400 GWh und im Jahr 2050 mindestens 38 600 GWh zu betragen. Bei Pumpspei-
cherkraftwerken ist nur die Produktion aufgrund von natürlichen Zuflüssen in diesen 
Werten enthalten. 
3 Der Bundesrat kann gesamthaft oder für einzelne Technologien weitere Zwischen-
ziele festlegen. 

Art. 13 Abs. 1 Bst. a 
1 Der Bundesrat kann einer Anlage zur Nutzung erneuerbarer Energien oder einem 
Pumpspeicherkraftwerk trotz Nichterreichens der erforderlichen Grösse und Bedeu-
tung ausnahmsweise ein nationales Interesse im Sinne von Artikel 12 zuerkennen, 
wenn: 

a. sie oder es einen zentralen Beitrag zur Erreichung der Ausbauziele leistet; und
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Art. 15 Abs. 4 
4 Dieser Artikel gilt auch, wenn die Produzenten einen Investitionsbeitrag nach dem 
5. Kapitel in Anspruch nehmen. Er gilt nicht, solange die Produzenten am Einspeise-
vergütungssystem (Art. 19) teilnehmen. 

Art. 16 Abs. 2 
2 Absatz 1 gilt auch für Betreiber von Anlagen, die am Einspeisevergütungssystem 
(Art. 19) teilnehmen oder einen Investitionsbeitrag nach dem 5. Kapitel in Anspruch 
nehmen. 

Art. 19 Abs. 6 
6 Der Bundesrat kann die Leistungsgrenze nach Absatz 4 Buchstabe b erhöhen. Gibt 
es eine Überschneidung mit der Einmalvergütung, so können die Anlagebetreiber zwi-
schen Einspeisevergütung und Einmalvergütung wählen. 

Gliederungstitel vor Art. 24 
5. Kapitel: Investitionsbeitrag für Photovoltaik-, Wasserkraft-, 
Biomasse-, Windenergie- und Geothermieanlagen 

Art. 24 Grundsatz 
Für Anlagen zur Erzeugung von Elektrizität aus erneuerbaren Energien kann gestützt 
auf die Bestimmungen dieses Kapitels und, sofern die Mittel reichen (Art. 35 und 36), 
ein Investitionsbeitrag in Anspruch genommen werden. 

Art. 25 Investitionsbeitrag für Photovoltaikanlagen 
1 Für neue und erheblich erweiterte Photovoltaikanlagen kann ein Investitionsbeitrag 
(Einmalvergütung) in Anspruch genommen werden. 
2 Die Einmalvergütung beträgt höchstens 30 Prozent der bei der Inbetriebnahme  
massgeblichen Investitionskosten von Referenzanlagen. 
3 Für Anlagen, die die gesamte produzierte Elektrizität einspeisen, kann die Einmal-
vergütung in Abweichung von Absatz 2 bis zu 60 Prozent der bei der Inbetriebnahme 
massgeblichen Investitionskosten von Referenzanlagen betragen. 

Art. 25a Auktionen für die Einmalvergütung 
1 Für neue Photovoltaikanlagen ab einer bestimmten Leistung kann der Bundesrat 
vorsehen, dass die Höhe der Einmalvergütung durch Auktionen bestimmt wird. 
2 Für Anlagen, die die gesamte produzierte Elektrizität einspeisen, und für Anlagen, 
die vom Eigenverbrauch gemäss Artikel 16 Gebrauch machen, kann er je separate 
Auktionen mit unterschiedlichen Bedingungen vorsehen. 
3 Der Vergütungssatz pro Kilowatt Leistung ist das Hauptkriterium für den Zuschlag. 
Der Bundesrat kann weitere Kriterien vorsehen. 
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4 Der Bundesrat kann vorsehen, dass eine Sicherheitsleistung von bis zu 10 Prozent 
dessen zu hinterlegen ist, was die Einmalvergütung für die gesamte gebotene Menge 
betragen würde. 
5 Er kann Sanktionen von bis zu 10 Prozent dessen vorsehen, was die Einmalvergü-
tung für die gesamte gebotene Menge betragen würde, insbesondere für den Fall, dass 
ein Projekt: 

a. nicht innerhalb der gesetzten Frist realisiert wird; 
b. die zugesicherten Ziele nicht oder nur teilweise erreicht; 
c. die im Angebot zugesicherten Eigenschaften nicht oder nur teilweise aufweist. 

Art. 26 Investitionsbeitrag für Wasserkraftanlagen 
1 Ein Investitionsbeitrag kann in Anspruch genommen werden für: 

a. neue Wasserkraftanlagen mit einer Leistung von mindestens 1 MW; 
b. erhebliche Erweiterungen von Anlagen, die nach der Erweiterung eine Leis-

tung von mindestens 300 kW aufweisen; und  
c. erhebliche Erneuerungen von Anlagen mit einer Leistung von mindestens 

300 kW und höchstens 5 MW. 
2 Kein Anspruch auf Investitionsbeitrag besteht für den Anteil des Umwälzbetriebs 
einer Anlage. 
3 Der Investitionsbeitrag nach Absatz 1 Buchstaben a und b beträgt für Anlagen mit 
einer Leistung von bis zu 10 MW höchstens 60 Prozent, für Anlagen mit einer Leis-
tung von mehr als 10 MW sowie für die Erneuerungen nach Absatz 1 Buchstabe c 
höchstens 40 Prozent der anrechenbaren Investitionskosten. 
4 Für die Projektierung neuer und erheblich erweiterter Wasserkraftanlagen, die die 
Anforderungen nach den Absatz 1 Buchstaben a und b sowie Absatz 2 erfüllen, kann 
ein Beitrag in Anspruch genommenn werden. Er beträgt höchstens 40 Prozent der an-
rechenbaren Projektierungskosten und wird von einem allfälligen Beitrag nach Ab-
satz 1 abgezogen. 
5 Die Untergrenzen gemäss Absatz 1 gelten nicht für Nebennutzunganlagen. 
6 Der Bundesrat kann weitere Wasserkraftanlagen von der Untergrenze gemäss Ab-
satz 1 ausnehmen, sofern sie: 

a. innerhalb von bereits genutzten Gewässerstrecken liegen; und 

b. mit keinen neuen Eingriffen in natürliche oder ökologisch wertvolle Gewässer 
verbunden sind. 

7 Das UVEK bezeichnet Anlagen, die aufgrund ihrer Bedeutung für die Erreichung 
der Ziele nach Artikel 2 Absatz 2 bei der Gewährung des Beitrags nach Absatz 1 
Buchstaben a und b prioritär behandelt werden. 
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Art. 27 Investitionsbeitrag für Biomasseanlagen 
1 Für neue Biomasseanlagen und erheblich erweiterte oder erneuerte Anlagen kann 
ein Investitionsbeitrag in Anspruch genommen werden.  
2 Er beträgt höchstens 60 Prozent der anrechenbaren Investitionskosten.  
3 Kein Investitionsbeitrag kann in Anspruch genommen werden für: 

a. Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfälle (Kehrichtverbrennungsanlagen); 
b. Schlammverbrennungs-, Klärgas-, Deponiegasanlagen; 
c. Anlagen, die teilweise fossile Brenn- oder Treibstoffe nutzen. 

Art. 27a  Investitionsbeitrag für Windenergieanlagen 
1 Für neue Windenergieanlagen in einer nahen räumlichen und gemeinsamen Anord-
nung (Windpark) kann, wenn der Windpark eine Leistung von mindestens 10 MW 
aufweist, ein Investitionsbeitrag in Anspruch genommen werden. 
2 Er beträgt höchstens 60 Prozent der anrechenbaren Investitionskosten. 
3 Für Windmessungen kann ein Beitrag in Anspruch genommen werden. Er beträgt 
höchstens 40 Prozent der anrechenbaren Windmessungskosten und wird von einem 
allfälligen Beitrag nach Absatz 1 abgezogen. 
4 Für einzelne Windenergieanlagen kann abweichend von Absatz 1 ein Investitions-
beitrag in Anspruch genommen werden, wenn der Standortkanton den Bau von ein-
zelnen Windenergieanlagen vorsieht.  

Art. 27b  Investitionsbeiträge für Geothermieanlagen 
1 Ein Investitionsbeitrag kann in Anspruch genommen werden für: 

a. die Prospektion von geothermischen Ressourcen; 
b. die Erschliessung von geothermischen Ressourcen;  
c. neue Geothermieanlagen.  

2 Jeder Beitrag beträgt höchstens 60 Prozent der anrechenbaren Investitionskosten. 
3 Für die Projektierung von neuen Geothermieanlagen kann ein Beitrag in Anspruch 
genommen werden. Er beträgt höchstens 40 Prozent der anrechenbaren Projektie-
rungskosten und wird von einem allfälligen Beitrag nach Absatz 1 Buchstabe c abge-
zogen. 

Art. 28 Abs. 1 und 2 
1 Wer einen Investitionsbeitrag nach diesem Kapitel in Anspruch nehmen will, darf 
mit den Bau-, Erweiterungs- oder Erneuerungsarbeiten erst beginnen, nachdem das 
BFE eine Zusicherung abgegeben hat. Das BFE kann einen früheren Baubeginn be-
willigen. 
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2 Wer ohne Zusicherung oder ohne Bewilligung eines früheren Baubeginns mit den 
Bau-, Erweiterungs- oder Erneuerungsarbeiten einer Anlage beginnt, erhält keinen In-
vestitionsbeitrag nach diesem Kapitel. 

Art. 29 Sachüberschrift, Abs. 1 Einleitungssatz, Abs. 2 und Abs. 3 und Bst. h–k 
 Einzelheiten 
1 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten für die Investitionsbeiträge nach diesem Ka-
pitel, insbesondere: 
2 Aufgehoben 
3 Der Bundesrat kann zudem insbesondere vorsehen: 

h. unterschiedliche Kategorien innerhalb der einzelnen Technologien; 
i. Ansätze nach dem Referenzanlagenprinzip für Investitionsbeiträge nach 

Art. 26–27b bei bestimmten Leistungsklassen; 
j. die Herabsetzung der Obergrenze von Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe c; 
k. dass Projektanten, die einen Investitionsbeitrag nach diesem Kapitel erhalten, 

dem Bund Daten und Informationen, die im öffentlichen Interesse stehen, zur 
Verfügung stellen müssen. 

 

Art. 30 Abs. 4 Bst. e  
4 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten, insbesondere: 

e. die Abgrenzung zum Investitionsbeitrag für erhebliche Erweiterungen 
(Art. 26 Abs. 1 Bst. b ); 

Art. 33 Geothermie-Garantien 
1 Zur Risikoabsicherung von Investitionen im Rahmen der Prospektion und der Er-
schliessung von geothermischen Ressourcen und der Errichtung von Geothermiean-
lagen zur Produktion von Elektrizität können Garantien geleistet werden. Deren Höhe 
beträgt höchstens 60 Prozent der anrechenbaren Investitionskosten. 
2 Für ein Geothermieprojekt kann nicht gleichzeitig eine Garantie nach Absatz 1 und 
ein Beitrag nach Artikel 27b Absatz 1 in Anspruch genommen werden. 
3 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten, insbesondere die anrechenbaren Investitions-
kosten und das Verfahren. 

Art. 35 Abs. 2 Bst. d und g 
2 Mit dem Netzzuschlag werden finanziert: 

d. die Investitionsbeiträge nach dem 5. Kapitel; 
g. die Verluste aus Geothermie-Garantien nach Artikel 33; 
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Art. 36 Begrenzung für einzelne Verwendungen und Warteliste 
1 Beim Einsatz der Mittel für die einzelnen Verwendungen sind die folgenden  
Höchstanteile zu beachten: 

a. ein Höchstanteil von je 0,1 Rappen/kWh für die:  
1. wettbewerblichen Ausschreibungen, 
2. Geothermie-Investitionsbeiträge und -Garantien,  
3. Entschädigung nach Artikel 34; 

b. ein Höchstanteil von 0,2 Rappen/kWh für die Investitionsbeiträge nach Arti-
kel 26 Absatz 1 für Wasserkraftanlagen mit einer Leistung von mehr als 
10 MW. 

2 Für Wasserkraftanlagen nach Artikel 26 Absatz 7 können die Mittel nach Absatz 1 
Buchstabe b, die für die gesamte Dauer der Fördermassnahme zur Verfügung stehen 
werden, jederzeit verwendet werden. 
3 Das BFE legt jährlich die Mittel fest, die für Photovoltaikanlagen eingesetzt werden 
(Photovoltaik-Kontingent). Es kann auch für die übrigen Technologien Kontingente 
festlegen. Es strebt dabei einen kontinuierlichen Zubau an und trägt der Kostenent-
wicklung Rechnung. 
4 Der Bundesrat regelt die Folgen der Begrenzungen nach diesem Artikel. Er kann für 
die Investitionsbeiträge nach dem 5. Kapitel Wartelisten vorsehen. Für deren Abbau 
kann er auch andere Kriterien als das Anmeldedatum vorsehen. 

Art. 38 Abs. 1 Bst. b Ziff. 1, 2 und 4 
1 Neue Verpflichtungen werden nicht mehr eingegangen spätestens ab dem 1. Januar: 

b. des Jahres 2036 für:  
1. Einmalvergütungen nach den Artikeln 25 und 25a, 
2. Investitionsbeiträge nach den Artikeln 26–27b, 
4. Geothermie-Garantien nach Artikel 33. 

Art. 44 Abs. 1 
1 Zur Reduktion des Energieverbrauchs erlässt der Bundesrat für serienmässig herge-
stellte Anlagen, Fahrzeuge, Geräte und für deren serienmässig hergestellte Bestand-
teile, die in der Schweiz in Verkehr gebracht werden, Vorschriften über: 

a. einheitliche und vergleichbare Angaben des spezifischen Energieverbrauchs, 
der Energieeffizienz, der Emissionen sowie der im Gebrauch und über den 
ganzen Lebenszyklus betrachteten energieverbrauchsrelevanten Eigenschaf-
ten; 

b. das energietechnische Prüfverfahren; 
c. die Anforderungen an das Inverkehrbringen; 
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d. Angaben zu finanz-, verbrauchs- und emissionsrelevanten Einsparungen oder 
Mehraufwendungen gegenüber anderen Anlagen, Fahrzeugen, Geräten und 
deren serienmässig hergestellten Bestandteilen. 

Art. 55 Abs. 1 und 3 
1 Das BFE untersucht regelmässig, wie weit die Massnahmen dieses Gesetzes zur Er-
reichung der Ziele nach Artikel 2 und der Richtwerte nach Artikel 3 beigetragen ha-
ben, und erstellt in Zusammenarbeit mit dem Staatssekretariat für Wirtschaft und wei-
teren Bundesstellen ein detailliertes Monitoring. 
3 Der Bundesrat beurteilt alle fünf Jahre die Auswirkungen und die Wirksamkeit der 
Massnahmen nach diesem Gesetz und erstattet der Bundesversammlung Bericht über 
die Ergebnisse sowie über den Stand der Erreichung der Ziele nach Artikel 2 und der 
Richtwerte nach Artikel 3. Zeichnet sich ab, dass diese Werte nicht erreicht werden 
können, so beantragt er die zusätzlich notwendigen Massnahmen. 

Art. 70 Abs. 1 Bst. b  

1 Mit Busse bis zu 100 000 Franken wird bestraft, wer vorsätzlich: 
b. im Rahmen des Einspeisevergütungssystems (Art. 19) oder der Investitions-

beiträge nach dem 5. Kapitel unrichtige oder unvollständige Angaben macht; 

Art. 73 Abs. 1 und 2 
Aufgehoben 

Art. 75a Übergangsbestimmung zur Änderung vom … 
1 Wurde dem Betreiber einer Photovoltaikanlage die Einmalvergütung oder dem Be-
treiber einer Wasserkraft- oder Biomasseanlage der Investitionsbeitrag vor dem In-
krafttreten der Änderung vom … dem Grundsatz nach zugesichert, so steht ihm diese 
weiterhin zu. Es gelten die Bestimmungen des 5. Kapitels des bisherigen Rechts in 
der Fassung vom 30. September 20163. 
2 Die bis zum letzten Stichtag vor Inkrafttreten der Änderung vom … eingereichten 
vollständigen Gesuche um Investitionsbeiträge für Wasserkraftanlagen mit einer Leis-
tung von mehr als 10 MW, werden nach den Bestimmungen des 5. Kapitels des bis-
herigen Rechts in der Fassung vom 30. September 2016 beurteilt. 
3 Die bis zum Inkrafttreten der Änderung vom … eingereichten vollständigen Gesu-
che um einen Investitionsbeitrag für bestehende Wasserkraftanlagen mit einer Leis-
tung von höchstens 10 MW oder für Biomasseanlagen werden nach den Bestimmun-
gen des 5. Kapitels des bisherigen Rechts in der Fassung vom 30. September 2016 
beurteilt. 

  

3 AS 2018 1811 
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4 Wer vor Inkrafttreten der Änderung vom … ein Gesuch für einen Geothermie-Er-
kundungsbeitrag oder für eine Geothermie-Garantie nach Artikel 33 des bisherigen 
Rechts in der Fassung vom 30. September 2016 eingereicht oder bereits einen ent-
sprechenden Vertrag abgeschlossen hat, kann beim BFE bis sechs Monate nach In-
krafttreten dieser Änderung anstelle des Geothermie-Erkundungsbeitrags oder der 
Geothermie-Garantie einen Investitionsbeitrag nach Artikel 27b Absatz 1 Buch-
stabe b beantragen.  
II 
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 
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